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◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 03.05.2024 eine Baugenehmigung zur „Neuerrichtung einer Doppelgarage für den  
Neubau des Wohnhauses Ottostraße 5“, auf dem Grundstück Fl.Nr. 531/4, Gemarkung und Stadt Starnberg  
(Ottostraße 5), an Frau Innegrit Volkhardt erteilt. Öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Belange werden, 
soweit sie der behördlichen Prüfung unterliegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München

(Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die 
Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des  
Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, 
in Abschrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen  
Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
∙ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen

Wirkungen!
∙ Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.
∙ Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch

einreichen.
∙ Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine

Verfahrensgebühr fällig.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Bekanntmachung 
als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter 08151/148-77 355 im Zimmer OG.212 eingesehen werden.

◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 03.05.2024 eine Baugenehmigung zur „Errichtung eines Wohnhauses als Ersatzbau für 
das Wohnhaus Ottostraße 5, Änderungsantrag“, auf den Grundstücken Fl.Nrn. 531/4 und 531/5, Gemarkung und 

Bekanntmachungen des Landratsamtes Starnberg

▼ vier öffentliche Bekanntmachungen nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

▼ Verordnung des Landratsamtes Starnberg über das Taxigewerbe (Taxiordnung)

▼ Taxitarifordnung für den Landkreis Starnberg
Verordnung des Landratsamtes Starnberg über Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen für den
Verkehr mit Taxen im Landkreis Starnberg (Taxitarifordnung – TTO)
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Stadt Starnberg (Ottostraße 5), an Frau Innegrit Volkhardt erteilt. Öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche 
Belange werden, soweit sie der behördlichen Prüfung unterliegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München

(Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die 
Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Ab-
schrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
∙ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen

Wirkungen!
∙ Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.
∙ Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch

einreichen.
∙ Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine

Verfahrensgebühr fällig.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Bekanntmachung 
als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter 08151/148-77 355 im Zimmer OG.212 eingesehen werden.

◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 06.05.2024 die Baugenehmigung für den Neubau des Gymnasiums Herrsching mit 
Dreifach-Sporthalle - Tektur hinsichtlich Oberlichtkonstruktionen incl. Rauchabzugsanlagen und Aufzugsüberfahr-
ten auf dem Grundstück mit den FlNrn. 1614, 1614/1, 1625, 1615, 1619, 1616, 1620/3, 1625/8 und 1624,  
Gemarkung Herrsching, Mühlfeld 1a, 82211 Herrsching, an den Landkreis Starnberg, vertreten durch Herrn Land-
rat Stefan Frey, erteilt. Öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Belange werden, soweit sie der behördlichen 
Prüfung unterliegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München

(Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die 
Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.
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In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Ab-
schrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
∙ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen

Wirkungen!
∙ Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.
∙ Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch ein-

reichen.
∙ Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine

Verfahrensgebühr fällig.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Bekanntmachung 
als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter 08151/148-77456 im Zimmer OG.209 eingesehen werden.

◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 06.05.2024 einen Vorbescheid zum „Neubau von drei Mehrfamilienhäusern mit 24 
Wohneinheiten, Gaststätte und Tiefgarage“, auf dem Grundstück Fl.Nr. 42, Gemarkung Percha, Stadt Starnberg 
(Buchhofstraße 3, 3a und 5), an Herrn Walter Gusterer erteilt. Öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Belan-
ge werden, soweit sie der behördlichen Prüfung unterliegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München

(Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die 
Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.
In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Ab-
schrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
∙ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen

Wirkungen!
∙ Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.
∙ Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch

einreichen.
∙ Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine

Verfahrensgebühr fällig.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Bekanntmachung 
als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter 08151/148-77 355 im Zimmer OG.212 eingesehen werden.
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◆ Verordnung des Landratsamtes Starnberg über das Taxigewerbe (Taxiordnung)

Das Landratsamt Starnberg erlässt aufgrund von § 47 Abs. 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch Artikel 7 Absatz 4 des 
Gesetzes vom 11.04.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 119) und § 11 Nr. 1 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Er-
lass von Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung – DelV) vom 28.01.2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 12.03.2024 (GVBl. S. 46), folgende 

V e r o r d n u n g

§ 1 Geltungsbereich

Die Taxiordnung gilt für Taxiunternehmer, die ihren Betriebssitz im Landkreis Starnberg haben und für die bei die-
sen Unternehmen beschäftigten Taxifahrer.

§ 2 Ordnung auf den Standplätzen

(1) Die Taxen sind in der Reihenfolge ihrer Ankunft an den Standplätzen bereitzustellen. Soweit Nachrückplätze
vorhanden sind, dürfen Standplätze unmittelbar nur angefahren werden, wenn der Nachrückplatz unbesetzt
ist.

(2) Jede Lücke ist durch Nachrücken des nächsten Taxis aufzufüllen.

(3) Die an den Stand- und Nachrückplätzen bereitgestellten Taxen müssen durch Anwesenheit der Fahrer stets
fahrbereit sein und so aufgestellt werden, dass sie den Verkehr nicht behindern.

(4) Den an einem Standplatz erteilten Beförderungsauftrag hat der Fahrer des vordersten Taxis auszuführen, es
sei denn, der Fahrgast wählt ein anderes Taxi; diesem ist die unverzügliche Abfahrt zu ermöglichen.

(5) Fahraufträge, die über das Standplatztelefon eingehen, sind von den Benutzungsberechtigten in der Reihen-
folge des Abs. 4 anzunehmen und unter Angabe der Ordnungsnummer unverzüglich und auf dem kürzesten
Weg auszuführen.

(6) Behördlichen Anordnungen über die zeitweilige Verlegung oder Räumung von Standplätzen aus besonderen
Anlässen ist Folge zu leisten.

(7) Der Straßenreinigung und dem Schneeräumdienst muss jederzeit Gelegenheit gegeben werden, ihren Aufga-
ben an den Standplätzen nachzukommen.

(8) Taxen sind in einem sauberen, gepflegten Zustand bereitzuhalten. Sie dürfen auf Taxenstandplätzen weder in-
stand gesetzt noch gewaschen werden.

§ 3 Dienstbetrieb

(1) Das Anwerben von Fahrgästen durch Ansprechen, Plakate oder durch wiederholtes Befahren einer Straße in
anbieterischer Weise ist untersagt. Es ist dem Fahrpersonal verboten, Werbe- oder Verkaufsangebote zu un-
terbreiten.

(2) Fahrgästen gegenüber besteht eine Wartepflicht bis zu dreißig Minuten pro Fahrt, es sei denn, dass eine an-
dere Vereinbarung getroffen wird. Fahrgäste sind darauf besonders hinzuweisen.

(3) Während der Fahrgastbeförderung ist die unentgeltliche Mitnahme dritter Personen sowie die Mitnahme ei-
gener Haustiere untersagt.

(4) Wünschen der Fahrgäste hat der Fahrer Folge zu leisten, soweit Beförderungspflicht und
– zweck sowie die allgemeine Verkehrsübung nicht entgegenstehen.

(5) Hilfsbedürftigen Personen ist beim Ein- und Aussteigen Hilfe zu leisten.
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(6) Hilfsbedürftige Fahrgäste einschließlich deren Gepäck sind auf deren 
  Verlangen von der Wohnungstür oder vom Ausgangsort abzuholen oder an die 
  Wohnungstür oder an den Zielort zu bringen. Die Wohnung des Fahrgastes darf nur mit dessen 
  ausdrücklicher Zustimmung betreten werden.

(7) Der Taxifahrer hat das Gepäck ein- und auszuladen. Der Fahrgastraum sowie der 
  Gepäckraum des Taxis müssen uneingeschränkt nutzbar sein.

(8) Bereitstellen und Einsetzen der Taxen können durch einen von den Taxiunternehmern gemeinsam aufgestell-
ten Dienstplan geregelt werden. Der Dienstplan ist unter Berücksichtigung der Arbeitszeitvorschriften und 
der zur Ausführung von Wartungs- und Pflegearbeiten erforderlichen Zeit aufzustellen. Er ist dem Landrat-
samt Starnberg zur Zustimmung vorzulegen. Änderungen bedürfen ebenfalls der Zustimmung.

(9) Das Landratsamt Starnberg kann verlangen, dass ein Dienstplan aufgestellt wird oder ihn selbst aufstellen.

(10) Die Dienstpläne sind von den Taxiunternehmern und –fahrern einzuhalten.

(11) Jeder Taxiunternehmer ist verpflichtet, diese Taxiordnung seinen Fahrern bekanntzumachen. Ferner ist in je-
dem Taxi eine Ausfertigung der geltenden Taxiordnung und Taxitarifordnung mitzuführen und den Fahrgästen 
auf Verlangen vorzulegen.

§ 4 Fahraufträge über Funk

(1) Mit Funkgeräten ausgerüstete Taxen dürfen während und unmittelbar nach der Ausführung eines Fahrauftra-
ges durch die Funkzentrale zum nächsten Fahrgast beordert werden.

(2) Funkgeräte dürfen während der Fahrgastbeförderung nur so laut eingeschaltet werden, dass sie den Fahrgast 
nicht stören.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit Geldbuße bis zu 10.000 (zehntausend) Euro belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften

1. des § 2 Abs.1, 2,3 über das Aufstellen von Taxis an Standplätzen und Nachrücken sowie die  
Anwesenheit des Fahrpersonals,

2. des § 2 Abs. 4 und 5 über die Ausführung des Beförderungsauftrages,

3. des § 2 Abs. 6 und 7 über die Pflichten bei behördlichen Anordnungen und gegenüber der 
Straßenreinigung / Schneeräumdienst

4. des § 2 Abs.8 über das Instandsetzen und Waschen auf Standplätzen,

5. des § 3 Abs. 1 über das Unterbreiten von Werbe- und Verkaufsangeboten und des Anwerbens von 
Fahrgästen,

6. des § 3 Abs. 2 über die Wartepflicht gegenüber Fahrgästen und über Fahrtunterbrechungen,

7. des § 3 Abs. 3 über das Mitnehmen Dritter oder eigener Haustiere,

8. des § 3 Abs. 5, 6, 7 über das Ein- und Ausladen von Gepäck sowie der Hilfeleistung für hilfsbedürftige 
Personen

9. des § 3 Abs. 10 gegen die Einhaltung des Dienstplanes

10. des § 3 Abs. 11 gegen die Bekanntmachung, Mitnahme und Einsichtnahme in die Taxiordnung und 
Taxitarifordnung

zuwiderhandelt.
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§ 6 Inkrafttreten

Diese Taxiordnung tritt am 01. Juli 2024 in Kraft. Sie ersetzt die Taxiordnung des Landkreises Starnberg vom 
23.02.2011 (veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 8 vom 02.03.2011)

Starnberg, den 06. Mai 2024

Stefan Frey, Landrat

◆ Taxitarifordnung für den Landkreis Starnberg
Verordnung des Landratsamtes Starnberg über Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen
für den Verkehr mit Taxen im Landkreis Starnberg (Taxitarifordnung – TTO)

Das Landratsamt Starnberg erlässt aufgrund von § 51 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch Artikel 7 Absatz 
4 des Gesetzes vom 11.04.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 119) und § 11 Nr. 1 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28.01.2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt geändert durch Verordnung vom 12.03.2024 (GVBl. S. 46),  
folgende

Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

(1) Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen für den Verkehr
mit Taxen gelten für Taxiunternehmen mit dem Betriebssitz im Landkreis Starnberg.

(2) Das Pflichtfahrgebiet umfasst das Gebiet der Landkreise Starnberg, Bad Tölz-Wolfratshausen, Weil-
heim-Schongau, Landsberg am Lech, Fürstenfeldbruck und München sowie der Landeshauptstadt München.

§ 2 Beförderungsentgelte

(1) Für Fahrten, die über das Pflichtfahrgebiet nicht hinausgehen, setzt sich das Beförderungsentgelt unabhängig
von der Zahl der zu befördernden Personen zusammen aus

Die Umschaltgeschwindigkeit beträgt 15 km/h ab dem 01.07.2024 und ab 01.07.2025 14,62 km/h

d) den Zuschlägen nach Abs. 3.

ab 01.07.2025

a) dem Mindestfahrpreis
bestehend aus:
Grundpreis
und einer Schalteinheit

ab 01.07.2024 

5,40 Euro

5,20 Euro
0,20 Euro

5,60 Euro

5,40 Euro

b) dem Kilometerpreis (Tarifstufe 1) für
Die Fortschaltstrecke beträgt 83,33 m je 20 Cent ab dem 01.07.2024
und ab 01.07.2025 76,92 m

2,40 Euro 2,60 Euro

c) dem Zeitpreis (Tarifstufe 2)
-auch verkehrsbedingt oder kundenbedingt- 
je Stunde
Die Fortschaltzeit beträgt 20 s je 20 Cent ab dem 01.07.2024 und ab
01.07.2025 18,95 s
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(2) Fahrpreise

a)  Anfahrten in Zone I frei

b)  Anfahrten in Zone II ab Zonengrenze I Tarifstufe 1

c)  Zielfahrten in Tarifzone I und Tarifzone II Tarifstufe 1

d)  Rückfahrten aus der Zone II in Richtung
 Zone I Tarifstufe 2
 ab Tarifzone I Tarifstufe 1

 bei Rückfahrten derselben Fahrgäste von
 Zielen in der Zone II
 in die Tarifzone 1 bis Grenze Tarifzone I Tarifstufe 2
 ab Grenze der Tarifzone I Tarifstufe 1

Die Zone I (freie Anfahrt) umfasst das durch Ortstafeln (Zeichen 310/311 zur Anlage 3 zu § 42 Abs. 2 der  
Straßenverkehrsordnung) begrenzte Gebiet der Standplatzorte, die Zone II das übrige Pflichtfahrgebiet.

Abweichend davon gilt:
Für die Betriebssitzgemeinden Feldafing und Pöcking wird die Zone I (freie Anfahrt) auf den Gesamtbereich der 
beiden Ortschaften Feldafing und Pöcking sowie dem Ortsteil Possenhofen festgelegt. Der Gesamtbereich der 
Örtlichkeiten umfasst jeweils den durch Ortstafeln (Zeichen 310/311 zur Anlage 3 zu § 42 Abs. 2 der  
Straßenverkehrsordnung) räumlich begrenzten Bereich.

Für den Betriebssitz Starnberg wird die Zone I (freie Anfahrt) auf das Gebiet der Stadt Starnberg und den Ortsteil 
Söcking festgelegt. Der Gesamtbereich beider Örtlichkeiten umfasst den durch Ortstafeln (Zeichen 310/311 zur 
Anlage 3 zu § 42 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung) räumlich begrenzten Bereich.

(3) Zuschläge

a) Großraumtaxen 
(Personenkraftwagen, die nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von mehr als 5 Personen 
einschließlich Fahrzeugführer zugelassen und geeignet sind und in einem abgeteilten Lade- und 
Kofferraum wenigstens 50 kg Gepäck mitführen können) 
ab dem 5. (fünften) Fahrgast beträgt der Zuschlag unabhängig von der Gesamtzahl der beförderten 
Personen pauschal 8,00 Euro

(4) Bei Auftragsfahrten gelten die vorstehenden Preise entsprechend.

(5) Wird ein Taxi ohne Benutzung aus der Bestellung entlassen, so hat der Besteller den durch die Fahrt entstan-
denen Fahrpreis zu entrichten.

§ 3 Begriffsbestimmungen

(1) Anfahrten sind bestellte Leerfahrten zur Abholadresse.

(2) Zielfahrten sind Fahrten, bei denen das Taxi vom Kunden am Ziel entlassen wird.

(3) Rückfahrten sind Fahrten, die in Zone II ihr Ziel haben, wobei die Fahrgäste aber wieder in die oder in Rich-
tung Zone I zurückfahren.

(4) Auftragsfahrten sind Fahrten ohne Personenbeförderung zur Erledigung von Aufträgen und zur Beförderung 
von Sachen.
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§ 4 Abweichende Fahrpreise

Sondervereinbarungen zur Krankenbeförderung innerhalb des Pflichtfahrgebiets bedürfen der Genehmigung 
durch das Landratsamt Starnberg (§ 51 Abs. 2 PBefG). Sonstige Sondervereinbarungen sind dem Landratsamt 
Starnberg anzuzeigen.

§ 5 Fahrpreisanzeiger

(1) Fahrten sind im Pflichtfahrgebiet ausschließlich mit eingeschaltetem Fahrpreisanzeiger durchzuführen, es sei 
denn, es handelt sich um Fahrten im Sinne des § 4.

(2) Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers ist der Fahrgast zu informieren und der Fahrpreis nach den zurückge-
legten Kilometer zu berechnen; dabei ist der Kilometerpreis der Tarifstufe 1 zugrunde zu legen.

(3) Wartezeiten bis zu 5 (fünf) Minuten dürfen bei Störungen des Fahrpreisanzeigers nicht berechnet werden. Über-
steigt die Wartezeit 5 (fünf) Minuten, so sind für die gesamte Wartezeit 0,50 Euro pro Minute zu berechnen.

(4) Störungen des Fahrpreisanzeigers sind unverzüglich zu beseitigen.

§ 6 Abrechnung, Zahlungsweise

(1) Für Fahrten innerhalb und außerhalb des Pflichtfahrbereiches kann eine Vorauszahlung in Höhe des  
voraussichtlichen Fahrpreises verlangt werden.

(2) Der Fahrer muss während des Dienstes stets einen Betrag von 50,00 Euro wechseln können. Fahrten zum 
Zwecke des Geldwechselns gehen zu Lasten des Fahrers.

(3) Dem Fahrgast ist auf Verlangen eine Quittung über das Beförderungsentgelt mit Angabe der Fahrtstrecke 
und der Ordnungsnummer sowie des Namens des Unternehmers und der Betriebssitzadresse auszustellen.

(4) Die Fahrgäste haben die Kosten der von Ihnen schuldhaft verursachten Beschädigungen oder  
Verunreinigungen zu ersetzen.

§ 7 Beförderungspflicht

(1) Ein Anspruch auf Beförderung besteht nur innerhalb des Pflichtfahrbereiches.

(2) Von der Beförderung können vom Fahrer ausgeschlossen werden

 - Personen, die unter erheblichem Einfluss alkoholischer Getränke oder berauschender Mittel stehen,

 - Personen mit ansteckenden Krankheiten,

 - Personen, die nicht bereit sind, den Vorschuss nach § 6 Abs. 1 zu zahlen.

(3) Ein Anspruch auf Durchführung von Auftragsfahrten besteht nicht.

(4) Gepäck und Tiere können von der Beförderung ausgeschlossen werden, wenn durch ihre Mitnahme Gefahren 
oder Belästigungen zu befürchten sind.

§ 8 Allgemeine Vorschriften

(1) Sofern der Fahrgast nichts anderes bestimmt, hat der Fahrer den kürzesten Weg zum Fahrziel zu wählen, es 
sei denn, dass ein anderer Weg verkehrs- oder preisgünstiger ist und mit dem Fahrgast vereinbart wird  
(§ 38 BOKraft).

(2) Der Fahrer muss außerdem eine Ausfertigung dieser Verordnung mitführen. Den Fahrgästen ist auf Verlangen 
Einsicht zu gewähren (§ 10 BOKraft).
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§ 9 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit Geldbuße bis zu 10.000 (zehntausend) Euro belegt wer-
den, wer als Taxifahrer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. andere als die in § 2 oder § 4 festgesetzten Beförderungsentgelte verlangt oder den Fahrpreisanzeiger 
nicht richtig betätigt,

2. entgegen § 5 Abs. 1 den Fahrpreisanzeiger nicht einschaltet oder bei nicht eingeschaltetem 
Fahrpreisanzeiger keine Sondervereinbarung zur Personenbeförderung vorweisen kann, die durch das 
Landratsamt Starnberg genehmigt ist,

3. entgegen § 5 Abs. 2 den Fahrpreis oder entgegen § 5 Abs. 3 Wartezeiten bei Störung des 
Fahrpreisanzeigers berechnet,

4. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 Beträge bis zu 50 (fünfzig) Euro nicht wechseln kann oder entgegen § 6 Abs. 
2 Satz 2 Fahrten zu Zwecke des Geldwechselns zu Lasten des Fahrgastes ausführt,

5. entgegen § 6 Abs. 3 auf Verlangen des Fahrgastes keine Quittung, keine vollständige oder eine falsche 
Quittung ausstellt,

6. entgegen § 7 der Beförderungspflicht zuwiderhandelt,

7. entgegen § 8 Abs. 1 nicht den kürzesten Weg zum Fahrziel wählt,

8. entgegen § 8 Abs. 2 eine Ausfertigung dieser Verordnung nicht mitführt oder auf Verlangen keine 
Einsicht gewährt.

§ 10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt zum 01. Juli 2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Taxitarifordnung des Landratsamtes Starnberg vom 01. Mai 2022 (veröffentlicht im Amts-
blatt für den Landkreis Starnberg Nr. 16 Ausgabe vom 20. April 2022) außer Kraft.

Starnberg, den 06. Mai 2024

Stefan Frey, Landrat
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